
81

85

83

79

84

Flur 7

Hetzerath

Bahnhofstraße

K 39

5.

5. 13,0

5. 13,0

5. 13,0

5.

50
,0

50
,0

5.

50
,0

Hetzerath

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes

Bestandsangaben

Sonstige Planzeichen

Öffentliche Grünfläche

Offene Bauweise

Grünflächen

Baugrenze

Bauweise, Baugrenzen

Füllschema der Nutzungsschablone

Maß der baulichen Nutzung
Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaß, z.B.

Gewerbegebiet GE

ZEICHNERISCHE FESTSETZUNGEN

Art der baulichen Nutzung

II

o

gem. PlanzV 90

Die mit (H) bezeichneten Erläuterungen gelten als Hinweise, alle übrigen als Festsetzungen

GE

II

0,8 1,0

NUTZUNGSSCHABLONE

o

Verkehrsflächen

Anpflanzen Einzelbaum

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung, hier: öffentl Parkfläche

Gewerbegebiet, Parkplätze u. öffentl. Personenverkehr
Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung, hier: Zufahrt

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung

 Vergrößerung aus der Top. Karte 1:25000

HETZERATH, "Gewerbegebiet Am Bahnhof"Gemarkung Hetzerath, Flur 7

Maßstab 1:1000

Teilgebiet "Gewerbegebiet Am Bahnhof"
BEBAUUNGSPLAN DER ORTSGEMEINDE HETZERATH

B E S C H L O S S E N

R E C H T S V E R B I N D L I C HA U S G E F E R T I G T

Hetzerath, den  __.__.____

Der Gemeinderat Hetzerath hat in seiner Sitzung vom
15.09.2014 den Aufstellungsbeschluß dieses Bebauungsplanes
gem. § 2 (1) BauGB beschlossen. Der Bebauungsplan  wird
gem. § 13a BauGB  als Bebauungsplan der Innenentwicklung
aufgestellt.

Der Gemeinderat hat die Durchführung der Beteiligung der
Öffentlichkeit gem. § 13a Abs. 3 Nr.2  BauGB sowie gem. § 4
Abs. 2 BauGB (i.V. mit  § 13a  Abs. 2 Nr. 1 und § 13 Abs. 2
BauGB) die gleichzeitige Durchführung der Behörden-
beteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB und  der öffentlichen
Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB für diesen Bebauungsplan
beschlossen.

Dieser Bebauungsplanentwurf  einschließlich der Textfestset-
zung hat mit der Begründung gem. § 3 (2) BauGB auf die Dauer
eines  Monats in  der  Zeit  vom 17.11.2014  bis 18.12.2014 zu
jedermanns  Einsicht  öffentlich   ausgelegen.  Ort  und Dauer
der   Auslegung   wurden   am 07.11.2014  mit  dem Hinweis
ortsüblich bekanntgemacht, das Anregungen  während  der
Auslegungsfrist vorgebracht  werden können.

Der Gemeinderat Hetzerath hat am 12.05.2015 den Be-
bauungsplan gem. § 24 der Gemeindeordnung von Rheinland-
Pfalz vom 31.01.1994 in  der  zur  Zeit  gültigen  Fassung  und
gem.  § 10  BauGB  als Satzung

Die Übereinstimmung des textlichen und zeichnerischen Inhalts
dieses Bebauungsplans mit dem Willen des Ortsgemeinderates
sowie die Einhaltung des gesetzlich  vorgeschriebenen
Verfahrens zur Aufstellung des Bebauungsplans werden
bekundet.

Diese Satzung ist am  __.__.____ gem. § 10 (3) BauGB orts-
üblich bekanntgemacht worden, mit dem Hinweis, daß der
Bebauungsplan während der  Dienststunden im  Verwaltungs-
gebäude von jedermann  eingesehen  werden kann. Mit dieser
Bekanntmachung wurde der Bebauungsplan

Stand: Mai 2015 (Satzungsbeschluß)

Bauleitplanung - Rechtsgrundlagen -

1. Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom
23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 15.07.2014 (BGBl. I, S. 954), in der derzeit gültigen
Fassung

2. Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 23.01.1990 (BGBl. I S.132), zuletzt geändert
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11.06.2013 (BGBl. I, S. 1548), in der
derzeit gültigen Fassung

3. Planzeichenverordnung (PlanzVO 90) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 18.12.1990 (BGBl. I, 1991, S. 58) zuletzt
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBl. I, S.
1509), in der derzeit gültigen Fassung

4. Landesbauordnung Rheinland-Pfalz (LBauO) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 24.11.1998 (GVBl. S. 365), zuletzt geändert
durch Artikel 47 des Gesetzes vom 09.03.2011, (GVBl. S. 47), in der
derzeit gültigen Fassung

5. Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 24. 02.2010 (BGBl. I, S. 94), zuletzt
geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 25.07.2013 (BGBl. I, S.
2749), in der derzeit gültigen Fassung

6. Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 17.05.2013 (BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 02.07.2013 (BGBl. I S. 1943), in der
derzeit gültigen Fassung

7. Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 29.07.2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 07.08.2013 (BGBl. I S. 3154), in der
derzeit gültigen Fassung

8. Landesgesetz zur nachhaltigen Entwicklung von Natur und Landschaft
(Landesnaturschutzgesetz - LNatSchG) vom 28. 09.2005 (GVBl. S.
387), geändert am 22. 06.2010 (GVBl. S. 106), in der derzeit gültigen
Fassung

9. Landeswassergesetz (LWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom
22.01.2004 (GVBl. S. 53), zuletzt geändert durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 23.11.2011 (GVBl. Seite 402), in der derzeit gültigen
Fassung

10. Wasserhaushaltsgesetz (WHG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 31.07.2009 (BGBl. I, S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 2
des Gesetzes vom 07.08.2013 (BGBl. I, S. 3154), in der derzeit
gültigen Fassung

11.Denkmalschutzgesetz (DSchG) vom 23. 03. 1978, GVBl 1978, S. 159,
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 28.09.2010 (GVBl.
S. 301), in der derzeit gültigen Fassung

12. Gemeindeordnung Rheinland-Pfalz (GemO) in der Neufassung der
Bekanntmachung vom 31.01.1994 (GVBl. S. 153), zuletzt geändert
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27.05.2014 (GVBl. S. 72), in der
derzeit gültigen Fassung

13.Landesstraßengesetz Rheinland-Pfalz (LStrG) in der Fassung vom
01.08.1977, zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom
20.03.2013 (GVBl. S. 35), in der derzeit gültigen Fassung

14.Bundesfernstraßengesetz (FStrG) in der Fassung vom 28.06.2007
(BGBl. I, S. 1206), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom
31.05.2013 (BGBl. I, S. 1388), in der derzeit gültigen Fassung.

- Ortsbürgermeister -

Hetzerath, den  __.__.____

- Ortsbürgermeister - - Ortsbürgermeister -

- Ortsbürgermeister - - Ortsbürgermeister -

Hetzerath, den  __.__.____

Hetzerath, den  __.__.____Hetzerath, den  __.__.____

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 

Auszug aus der Flurkarte, Stand: Feb. 2014,Vermessungs- und Katasteramt Westeifel-Mosel
Datengrundlage @GeoBasis-DE/LVermRP2002-10-15

A) Art und Maß der baulichen Nutzung

1 Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V. mit §§ 1 und 11 Abs. 2 BauNVO)

1.1 Im Geltungsbereich wird Gewerbegebiet (GE) gem. § 8 BauNVO festgesetzt. Die zulässigen Nutzungen werden gem. § 1
Abs. 5 und 6 BauNVO eingeschränkt.
Zulässig sind:
 Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe
 Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude
 Anlagen für sportliche Zwecke

Nicht zulässig sind Tankstellen sowie sonstige Ausnahmen gem. § 8 Abs. 3 BauNVO
1.1.1In Anwendung des § 1 Abs.5 sind Einzelhandelsbetriebe nur soweit zulässig, wie es sich um Handwerksbetrieben

unmittelbar zugeordnete Verkaufsflächen handelt und der Verkauf in Bezug auf Fläche und Umsatz eine untergeordnete
Funktion einnimmt.
Ausnahmen können im Einzelfall zugelassen werden, sofern Ziele der Raumordnung und Landesplanung sowie Ziele der
städtebaulichen Ordnung nicht beeinträchtigt werden.

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs.1 Nr. 1 BauGB i.V. mit § 16 ff. BauNVO)
2.1 Als Maß der baulichen Nutzung gelten die durch Nutzungsschablone im Plan festgesetzten Höchstwerte.
2.2 Auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind, mit Ausnahme offener Stellplätze gem. § 12 BauNVO, Nebenanlagen

nach § 14 Abs. 1 i.V. mit § 23 Abs. 5 BauNVO unzulässig. Garagen und überdachte Stellplätze sind nur innerhalb der
überbaubarern Flächen zulässig.

2.3 Für die zul. Gebäudehöhe werden folgende Höchstwerte festgesetzt:
Für Gebäude mit Satteldach
Traufhöhe max.    6,50 m
Firsthöhe max.  10,00 m
Bei Flachdächern und Gebäuden mit Pultdach max.    8,00 m
Maßgebender oberer Bezugspunkt für die Oberkante baulicher Anlagen, gemessen vom Urgelände, ist bei Gebäuden mit
geneigten Dächern die Oberkante der Dachkonstruktion (Traufe / First) bzw. bei Gebäuden mit Flachdächern der Abschluß
der Gebäudeaußenwand mit der Oberkante der Dachkonstruktion (Attika).

B) Bauordnungsrechtliche Festsetzungen (§ 9(4) BauGB i.V.m. § 88 LBauO)

1. Es sind Flachdächer sowie Sattel- und Pultdächer bis max. 18° zulässig.
2. Geneigte Dächer sind ausschl. mit nicht blendender Eindeckung in den Farbtönen RAL 7010 bis 7022, 7024, 7026, 7031

sowie in vorbewitterter Zinkeindeckung auszuführen. Ausnahmen sind (gem. § 31(1) BauGB i.V.m. § 36(1) BauGB) bei
Verwendung von solaren Energiegewinnungsanlagen sowie begrünten Dächern zulässig.

3. Reklame- und Werbeanlagen sind gem. § 5 i.V.m. § 52 LBauO nur am Betriebsgebäude bis zu einer Größe von max. 5%
der Fassadenfläche gestattet. Sie sind auf den Betriebsinhaber und die Dienstleistung zu beschränken. Das Anbringen
oberhalb der Traufe ist nicht statthaft. Lichtwerbungen und Werbeanlagen an Gerüsten und Dächern sind unzulässig.

C) Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20
BauGB

1. Stellplätze, Hof- und Lagerflächen und untergeordnete Zufahrten, sind mit versickerungsfähigem Material zu befestigen.
Zulässig sind z.B. wassergebundene Decke, Rasengittersteine, Schotterrasen, Drainpflaster, Pflaster mit Rasenfugen o.ä..
Dies gilt nicht für Flächen, für die auf Grund anderer Rechtsvorschriften (z.B. Arbeiten mit Schadstoffen oder
wassergefährdenden Stoffen) oder nachgewiesener betrieblicher Erfordernisse eine Versiegelung erforderlich ist.

D) Pflanzgebote gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB

1. Auf den im B-Plan gekennzeichneten Standorten zum Anpflanzen von Bäumen sind, mit einer zulässigen horizontalen
Verschiebung in der Reihe von +/- 5 m, einheimische, hochstämmige Laubbäume anzupflanzen und dem freien Wachstum
zu überlassen (Rückschnitte nur dann zulässig, wenn angrenzende Nutzungen wesentlich gestört werden). Die
anzupflanzende Bäume sind in bodenoffene Pflanzbeete oder Baumscheiben mit mind. 2 m Durchmesser zu setzen und mit
Anfahrschutz / Baumschutzbügel zu schützen.
Die Gehölze sind auf Dauer ihres natürlichen Lebenszyklus zu erhalten, zu pflegen und bei Abgang artgleich in der dem
Abgang nächstfolgenden Pflanzperiode zu ersetzen.

2. Durch Aufschüttung und Abgrabung neu entstehende Böschungen sind auf mind. 50 % der Böschungsfläche mit
hochwachsenden einheimischen Laubsträuchern (mind. 5 Arten auf 10 lfm; max. 50 % Zierarten) zu überstellen.

3. Textlich festgesetzte Pflanzgebote sind spätestens 1 Jahre nach Gebrauchsfertigkeit der Gebäude (Bäume) bzw. der
Geländemodllierung (Böschungsbepflanzung) umzusetzen und dauerhaft zu unterhalten.
Als Gehölzarten können z.B. verwendet werden (nicht abschließend):
Bäume:
Bergahorn (Acer pseudoplatanus), Eberesche (Sorbus aucuparia), Esche (Fraxinus excelsior), Feldahorn (Acer campestre),
Hainbuche (Carpinus betulus), Schwedische Mehlbeere (Sorbus intermedia), Vogelkirsche (Prunus avium); [Hochstamm,
2xv, o.B., mind. 16-18 cm Stammumfang];
Sträucher:
Gewöhnlicher Schneeball (Viburnum opulus), Hartriegel (Cornus sanguinea), Hasel (Corylus avellana), Heckenkirsche
(Lonicera xylosteum), Hundsrose (Rosa canina), Schlehe (Prunus spinosa), Schwarzer Holunder (Sambucus nigra),
Weißdorn (Crataegus laevigata), Wildrosen (Rosa spec.), Ziersträucher [3-5 Grundtriebe, 2 x v, o.B., 150-200]

Hinweise

Die nachfolgenden Hinweise und Empfehlungen können nicht als Festsetzungen in die Satzung aufgenommen werden, sind
aber als fachrechtliche Vorgaben dennoch bei der Planung und Realisierung von Vorhaben zu beachten.

1. Bepflanzungen
a) Sind Gehölze zwingend zu entfernen, muss dies gem. BNatSchG außerhalb der Vegetationsperiode, d.h. in der Zeit von

01. Oktober bis 01. März. d. J. erfolgen. Die artenschutzrechtlichen Bestimmungen des § 44 Bundesnaturschutzgesetz
sind zu beachten.

b) Bei allen Gehölzpflanzungen sind die §§ 44 bis 47 LNRG und die fachgerechte Umsetzung der Pflanzarbeiten zu
beachten.

c) Die extensive, flächige Begrünung von Flachdächern (Vegetationstragschicht und Drainschicht: ca. 8 cm bis 12 cm je
nach Systemaufbau) wird empfohlen

2. Bodenschutz / Altlasten
a) Im Geltungsbereich ist mit unterschiedlichen Bodenverhältnissen zu rechnen, daher werden Bodengutachten für die

erforderlichen Gründungsarbeiten empfohlen.
b) Bei allen Bodenarbeiten, auch bei Bau- und Unterhaltungsmaßnahmen, sind die Vorgaben nach § 202 BauGB sowie die

Forderungen des Bodenschutzes (BBodschG und BBodschV) zu beachten.
c) Der "Erlass zur Berücksichtigung von Flächen mit Bodenbelastungen, insbesondere Altlasten, bei der Bauleitplanung

und im Baugenehmigungsverfahren" ist zu beachten. Werden bei Baumaßnahmen Abfälle (z.B. Bauschutt, Hausmüll
etc.) angetroffen oder ergeben sich sonstige Hinweise (z.B. geruchliche/visuelle Auffälligkeiten), ist die SGD Nord,
Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz in Trier zu informieren.

d) Anfallende Bodenaushub- und Bauschuttmassen sind entsprechend den abfall- und bodenschutzrechtlichen
Bestimmungen ordnungsgemäß und schadlos zu verwerten bzw. zu entsorgen. Gefährliche Abfälle, z.B.
schadstoffbelasteter Erdaushub sind der Sonderabfall-Management-Gesellschaft Rheinland-Pfalz mbH (SAM mbH) zur
Entsorgung anzudienen.

3. Artenschutz
a) Die Inanspruchnahme der weniger verdichteten Schotterflächen am Rand zu den Bahngleisen, der Abriss der

Mauerreste oder der Böschungen sind grundsätzlich zu vermeiden. Sind hier dennoch Baumaßnahmen (Abgrabungen,
Versiegelungen) erforderlich, sind diese während der Aktivitätszeit von Mauereidechsen (April bis September)
durchzuführen.

b) Vor Abriss oder Umbau von bestehenden Gebäuden sind diese von einer fachkundigen Person auf eventuelle
Vorkommen von Brutvögel und Fledermäuse zu kontrollieren. Sofern Vorkommen entdeckt werden, ist die Untere
Naturschutzbehörde des Kreises zu benachrichtigen, um das weitere Vorgehen abzustimmen.

4. Gesundheitsschutz
Gemäß der Radonprognosekarte des LGB RLP (Feb. 2014) liegt im Plangebiet ein erhöhtes (40 - 100 kBq/m³) und lokal
über einzelnen Gesteinshorizonten ein hohes Radonpotential (> 100 kBq/m³) vor. Das deutsche Bundesamt für
Strahlenschutz (BfS) empfiehlt, Neubauten von vornherein so zu planen, dass eine Raumluftkonzentration von 100 Bq/m³
im Jahresmittel im Aufenthaltsbereich nicht überschritten wird. Präventive Maßnahmen können sein:
 Durchgehende Bodenplatte statt Streifenfundament
 Mechanische Luftabführung im Unterbau (bzw. unter dem Gebäude)
 Eventuell radondichte Folie unter die Bodenplatte bringen
 Leitungsdurchführungen (Wasser, Elektrizität, TV, Erdsonden etc.) ins Erdreichsorgfältig abdichten eventuell oberirdisch

verlegen
 Dichte Türen zwischen Kellerräumen und Wohnräumen
 Abgeschlossene Treppenhäuser

5. Grund- und Oberflächenwasserbehandlung
Der wasserwirtschaftliche Nachweis zur naturnahen Bewirtschaftung des anfallenden Niederschlagswassers ist im
Entwässerungsantrag zum Bauantrag zu erbringen.
Darüber hinaus gelten folgende Empfehlungen / Anregungen / Auflagen der Wasserwirtschaft:
- Das auf Dachflächen und sonstigen befestigten Flächen innerhalb der Baugrundstücke anfallende Niederschlagswasser

sollte grundsätzlich zur Versickerung gebracht oder zurückgehalten werden. Möglich ist eine Rückhaltung in offenen
Teichen oder in Regenwasserzisternen mit Brauchwasserspeicher und integriertem Rückhaltevolumen mit gedrosseltem
Ablauf bzw. eine Versickerung über die belebte Bodenzone in flachen Rasenmulden oder Gräben / Mulden mit
Schotterbett. Die Bemessung sollte für mind. 50 l/m² befestigter Fläche ausgelegt sein. Jede dieser
Rückhaltemöglichkeiten muss über einen gedrosselten Grundablass (Menge gem. Vorgaben der VG-Werken) verfügen.
Das benötigte Rückhaltevolumen ist oberhalb des Grundablasses nachzuweisen. Überschüssiges Wasser ist per
Notüberlauf in die öffentlichen Entwässerungsanlagen einzuleiten.

- Ein Anschluss von Grunddrainagen und Außengebietswasser an die öffentliche Kanalisation ist nach rechtlicher Vorgabe
nicht zulässig.

- Es wird empfohlen, alle technischen Möglichkeiten auszuschöpfen, um die filterschwachen Deckschichten über dem
Grundwasseraquifer vor Beeinträchtigungen oder Zerstörung zu schützen. Auf tiefgründige Abgrabungen sollte aus
gleichem Grund verzichtet werden.

6. Ressourcenschutz
a) Es wird empfohlen, Niederschlagswasser zu sammeln (z.B. in Zisternen, unterirdische Stauräume, Wasserteichen) und

als Brauchwasser (Toilette, Beregnung der Außenanlagen) zu nutzen. Dabei sind die hygienischen Auflagen des
Bundesgesundheitsamtes, die aktuelle Trinkwasserverordnung und die entsprechenden Satzungen der Kommune in den
jeweils gültigen Fassungen zu berücksichtigen.

b) Die Umsetzung aktiver und passiver Maßnahmen zur Nutzung regenerativer Energiequellen wird empfohlen.
7. Denkmalschutz

Sollten bei Erdarbeiten, Bau- oder Abbrucharbeiten prähistorische oder historische Gegenstände (bewegliche oder
unbewegliche), von denen bei ihrer Entdeckung anzunehmen ist, dass sie Kulturdenkmäler sind oder als solche gelten,
gefunden werden oder Flurdenkmäler durch die Baumaßnahme betroffen sein, ist dies unverzüglich der
Denkmalfachbehörde (Generaldirektion Kulturelles Erbe RLP, Direktion Landesarchäologie, Außenstelle Trier [Rheinisches
Landesmuseum], Tel: 0651/9774-0 o. Iandesmuseum-trier@gdke.rlp.de) mündlich oder schriftlich anzuzeigen.
Die Anzeige kann auch bei der Unteren Denkmalschutzbehörde bei der Kreisverwaltung, der Verbandsgemeindeverwaltung
oder der Gemeindeverwaltung erfolgen; diese leiten die Anzeige unverzüglich an die Denkmalfachbehörde weiter.
Anzeigepflichtig sind der Finder, der Eigentümer des Grundstückes, sonstige über das Grundstück Verfügungsberechtigte,
der Besitzer des Grundstücks und der Leiter der Arbeiten, bei deren Durchführung der Fund entdeckt wurde. Die Anzeige
durch eine dieser Personen befreit die Übrigen.

8. Sicherheitsbestimmungen / Auflagen zu Bahnbetriebsflächen
a) Durch die geplanten Baumaßnahmen darf der Eisenbahnbetrieb weder gestört noch behindert werden. Im Einzelnen:
 darf die Entwässerung des Bahnkörpers nicht beeinträchtigt werden,
 die Standsicherheit des Bahndammes muss gewährleistet sein,
 die Sicht auf Signale muss gewährleistet sein,
 bei einer eventuellen Bepflanzung sind die DS 800 01 und das Merkblatt „Grün an der Bahn" zu beachten (u.a.

Mindestabstand der Pflanzen von Gleisachse 5,00 - 7,00 m),
b) Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Bahnanlagen entstehen Immissionen (insbesondere Luft- und

Körperschall, Erschütterungen, Abgase, Funkenflug usw.). In unmittelbarer Nähe der elektrifizierten Bahnstrecke ist mit
der Beeinflussung von Monitoren, medizinischen Untersuchungsgeräten und anderen auf magnetische Felder
empfindlichen Geräten zu rechnen.

c) Während evtl. Baumaßnahmen auf dem Gleiskörper wird u.a. mit Gleisbaumaschinen gearbeitet. Zur Warnung des
Personals wegen Gefahren aus dem Eisenbahnbetrieb kommen Tyfone oder Signalhörner zum Einsatz.
Entschädigungsansprüche oder Ansprüche auf Schutzmaßnahmen können gegen die Deutsche Bahn AG nicht geltend
gemacht werden, da die Bahnlinie planfestgestellt ist. Es obliegt den Anliegern, für evtl. notwendige Schutzmaßnahmen
zu sorgen.

d) Zur Vermeidung des Anpralls von Fahrzeugen gegen das Abirren von Straßenfahrzeugen auf die Schienenstrecke sind
Schutzvorkehrungen gemäß RPS und Merkblatt UIC 777-1 zu treffen, z.B. die Einrichtung von Stahlschutzplanken,
Betonschutzwänden, Anpralldämpfern etc. Die Schutzvorrichtung ist vom Bauherrn oder dessen Rechtsnachfolger auf
dessen Kosten laufend instand zu setzen und ggf. zu erneuern.

9. Ver- und Entsorgungseinrichtungen
Die Sicherheitsbestimmungen der Ver- und Entsorgungsbetriebe bezüglich Bebauung und Bepflanzung im Bereich der
Sicherheitsstreifen von geplanten bzw. vorhandenen unter- und oberirdischen Leitungen sind zu beachten.


